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Anlage III .

Vorlage der Kirchenregierung
an die Landesſynode der Vereinigten evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

vom Frühjahr 1928 .

Entwurf eines Kirchlichen Geſetzes ,
die Abänderung der Kirchenverfaſſung betr .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz

beſchloſſen , was folgt :

riete

14 KW erhält folgenden Zuſatz als Abſatz 2:

iejenigen Geiſtlichen , welche ein Gemeinde

pfarramt nicht verwalten , können an den dem

Kirchengemeindeausſchuß zuſtehenden Wahlen

nicht teilnehmen .

§ 21 Abſ .1 KW erhält folgende Faſſung :
Der Kirchengemeindeausſchuß mit Ausnahme

Gemeindepfarramt nicht verwaltenden

Geiſtlichen übt die der Gemeinde bei Beſetzung

von Pfarrſtellen zuſtehenden Rechte aus . Er

wählt die Abgeordneten zur Bezirksſynode .

In § 26 Abſ . 1 KW Zeile 3 werden die Worte

„ vom Kirchengemeindeausſchuß “ erſetzt durch die

Worte „ von den Vertretern und den ein Ge

meindepfarramt verwalt

§ 70 KWerhält folgenden Zuſatz als

An dem dem Kirchengemeindeausſchuß und

der Bezirksſynode zuſtehenden Wahlrecht können

dieſe Geiſtlichen nicht teilnehmen .

25 Abſ . 1 der Kirchengemeindewahlordnung

erhält folgende Faſſung :

Die Wahl der Alteſten mit Ausnahme der

erfolgt durch die Ver⸗

2

der ein

en Geiſtlichen “ .

Abſatz 3:

Erſatzwahl (§S 31 KV )

treter und die ein Gemeindepfarramt verwalten

den Geiſtlichen .

§ 88 Abſ .1 KW wird geſtrichen .

erhält folgende Faſſung :

1) Der Kirchenpräſident kann jederzeit ſein Amt

niederlegen . Die gleiche Befugnis ſteht den

§ 126 KV

übrigen Mitgliedern des Oberkirchenrats im

Einverſtändnis mit der Kirchenregierung zu .

) Der Kirchenpräſident und die übrigen Mit⸗

glieder des Oberkirchenrats können ohne ihr

Anſuchen aus dringenden Rückſichten des

Dienſtes durch die Landesſynode zur Ruhe

geſetzt werden . Der Beſchluß bedarf einer

Mehrheit von / der Stimmberechtigten .

Das Geſetz , die Beamten der evang⸗⸗prot .
N

l. S . 88 ) in der Faſſung vom 29 . Mai 1926

( VBl . S . 47 ) und 27 . Februar 1928 ( VBl .

erhält in Artikel 1 als Abſatz 5
f

5 folgen

zuſatz :

5) Der Kirchenpräſident und die übrigen

Mitglieder des Oberkirchenrats , die nach §S 126

KWein der Faſſung des kirchlichen Geſetzes vom

1928 in den Ruheſtand treten , erhalten

als Ruhegehalt 80 %% des Einkommensanſchlags

ihres letzten aktiven Dienſteinkommens .

2 finden auf

des Geſetzes

ſtand befindlichen Mit

Oberkirchenrats und

Anwendung

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Karll 1928 .

Evang . Kirchenregierung :



Der von der Landesſynode in ihrer Sitzung von

10. März 1927 eingeſetzte Verfaſſungsſonderausſchuß
hat die ihm von der 6
überwieſenen Anträge auf Abänderung der Kirchen

verfaſſung einer Bearbeitung unterzogen . Dabei

ſtellte ſich heraus , daß eine Reihe dieſer Anträge

von ſolch weittragender Bedeutung für die Ver

faſſung unſerer Landeskirche ſind , daß eine endgültige

Stellungnahme zu ihr erſt auf Grund eingehender

Beratungen gewonnen werden kann , die jedenfalls

bis zu dieſer Tagung der Landesſynode nicht abzu

ſchließen ſind . Dagegen glaubte der Sonderausſchuß ,

der Kirchenregierung eine Reihe von Verfaſſungs

Landesſynode zur Beratung

) n

änderungen zur Vorlage an die Landesſynode

empfehlen zu können

1. Da nach §S 14 KV der Kirchengemeinde

ausſchuß aus den Vertretern , den Alteſten und den

Geiſtlichen der Gemeinde beſteht , gehören zu ihm

auch die in einer Gemeinde tätigen unſtändigen

Geiſtlichen , die ein Pfarramt nicht verwalten . Wenn

dies im ganzen auch richtig und notwendig iſt , ſo

ſollen ſich doch in einzelnen Gemeinden aus dieſer

Beſtimmung heraus Unſtimmigkeiten inſofern gezeigt

haben , als dieſe unſtändigen Geiſtlichen als Mit

glieder des Kirchengemeindeausſchuſſes auch an den

dem Ausſchuß nach S 21 KV zuſtehenden Wahlen ,

insbeſondere an der Pfarrwahl teilnehmen . Dieſem

Mißſtand will die in Artikel 1 Ziff . 1 und 2 des Ge⸗

ſetzesentwurfs vorgeſchlagene Abänderung begegnen :
Die ein Gemeindepfarramt nicht verwaltenden Geiſt —
lichen bleiben zwar Mitglied des Kirchengemeinde

ausſchuſſes , haben aber an den durch den Kirchen —

gemeindeausſchuß auszuübenden Wahlen nicht teil —

zunehmen . Da in ähnlicher Weiſe das Wahlrecht

auch der unter §S 69 KW fallenden landeskirchlichen

Pfarrer ſtörend empfunden worden iſt , ſo iſt unter

Artikel 1 Ziff . 4 auch dieſen Geiſtlichen die Beteili⸗

gung an den Wahlen des Kirchengemeindeausſchuſſes

entzogen .

Begründung .

2. Nach der Kirchenverfaſſung werden die Kir

Kirchengemeindeaus

toſton ot91 on 1Alteſten beteiligen ſich

chenälteſten gewählt von dem

ſchuß . An der Neuwahl der

demnach neben den Geiſtlichen die neugewählten

Vertreter und die Amt befindlichen

Schon bei Beratung der Verfaſſung war

die Kirchenälteſten nur

wählen zu laſſen , ſo wie in den

bisher im

Alteſten

der Antrag geſtellt worden

durch die K „ .Vertreter

bürgerlichen Gemeinden die Gemeinderäte durch

die Gemeindeverordneten gewählt werden Die

außerordentliche Generalſynode hat aber in ihrer

12. Sitzung entſprechend dem Antrag des Ver

geltende Regelung be

ſchloſſen , offe Kontinuier

lichkeit in der Gemeindeverwaltung zu ſichern (ogl

Verhandlungen der a . o. Generalſynode 1919 S. 260

Bei den Wahlen der Kirchenälteſten im Jahre

1926 iſt es vielfach im Lande mißlich empfunden

worden , daß die damals im Amt befindlichen Alteſten

noch mitgewählt haben . Die Kirchenregierung glaubt

daher , in Artikel 1 Ziff . 3 und 5 der Landesſynode

den Vorſchlag machen zu ſollen , die Kirchenver

faſſung und die Kirchengemeindewahlordnung dahin

abzuändern , daß die Kirchenälteſten gewählt werden

nur von den Vertretern und den ein Gemeinde

pfarramt verwaltenden Geiſtlichen

faſſungsausſchuſſes die jetzt

um eine gewiſſe

3. §S 88 Abſ . 1 KV iſt zu ſtreichen , da Tage

gelder und Reiſekoſten der Mitglieder der Bezirks
ſynode , des Bezirkskirchenrats und der Schulſynode

eine neue geſetzliche Regelung nach dem der Landes —

ſynode zugegangenen Geſetzesentwurf finden ſollen .

4. Der Verfaſſungsſonderausſchuß beſchäftigte

ſich auch mit den Anträgen auf Abänderung des

§ 126 KV , die dahin gehen , alle beſoldungsrecht —

lichen Beſtimmungen aus dieſem Paragraphen her —

auszunehmen , die geiſtlichen Mitglieder des Ober⸗

kirchenrats in die Gehaltsordnung der Pfarrer einzu⸗
reihen und nur ihnen die Befugnis zuzugeſtehen , im



en

Einverſtändnis mit der Kirchenregierung ihr Amt

niederzulegen . Die weltlichen Mitglieder ſollen
dieſes Recht nicht haben und ihre Bezüge ſollen in

einer eigenen kirchlichen Beſoldungsordnung feſt⸗

geſetzt werden . Die Kirchenregierung war in ihrer

Mehrheit der Auffaſſung , daß die Mitglieder des

Oberkirchenrats , gleichgültig ob ſie früher Pfarrer

waren oder nicht , einer gleichmäßigen Gehalts —

ordnung unterſtellt ſein müſſen . Eine Abänderung
des Geſetzes , die Dienſtbezüge der Geiſtlichen betr . ,
nach der Richtung der Anträge hin wird der Synode

daher nicht vorgeſchlagen . Wohl aber ſcheint es der

Kirchenregierung geboten , aus dem S 126 alle be

ſoldungsrechtlichen Beſtimmungen herauszunehmen

Darnach wird für §S 126 KV die aus Artikel 2

Ziff . 1 des Geſetzensentwurfes erſichtliche Faſſung
vorgeſchlagen . Daraus ergibt ſich ohne weiteres , daß

der Anſpruch des Kirchenpräſidenen und der übrigen

Mitglieder des Oberkirchenrats auf Ruhegehalt im

Falle ihrer Zuruheſetzung nach den Beſtimmungen
des §S 126 KV cin der vorgeſchlagenen Faſſung
anderwärts ſeine rechtliche Regelung finden muß

und zwar in dem Geſetz , die Beamten der evang . ⸗

prot . Landeskirche in Baden betr . , vom 22 . Juli

1921 . Dies iſt unter Artikel 2 Ziff . 2 des Geſetzes

entwurfes geſchehen . Darnach erhalten die genannten

kirchlichen Beamten in dem Fall der Zuruheſetzung
nach 8S 126 KV 80 des Einkommensanſchlags
ihres letzten aktiven Dienſteinkommens . Die durch

das kirchliche Geſetz vom 17 . März 1924 ( VBl .

S . 34 ) geſchaffene Beſtimmung , daß das Ruhegehalt
dieſer Beamten 80 desjenigen Dienſteinkommens

beträgt , das der betreffende Beamte nach ſeinem

Dienſtalter beim Ausſcheiden haben würde , wenn

er in ſeinem Amt geblieben wäre , iſt damit beſeitigt
Treten die Mitglieder des Oberkirchenrats infolge
Dienſtunfähigkeit oder Erreichung der Altersgrenze
in den Ruheſtand , dann errechnet ſich ihr Ruhegehalt
nach den Beſtimmungen des badiſchen Beamten —

rechts .

Da durch die vorgeſchlagene Abänderung des

§ 126 ſicher in wohlerworbene Rechte der z. Z. im

Dienſt oder im Ruheſtand ſich befindenden Mit —

glieder des Oberkirchenrats oder ihrer Hinter —

bliebenen eingegriffen iſt , ſcheint es der Kirchen

regierung geboten , die Beſtimmungen des Artikels 2

des Geſetzesentwurfes auf dieſe Perſonen nicht in

Anwendung kommen zu laſſen .
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